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— Diese Zuginglichkeit begiinstige die Erstellung eines Profils des Kldgers durch jeden Internetnutzer weltweit, einschlieflich
gegenwdrtiger und zukiinftiger Arbeitgeber.

— Eine solche Profilerstellung begriinde die Gefahr einer Diskriminierung des Klagers.

— Der Gerichtshof der Europiischen Union habe entschieden, verdffentlichte Verfahrensschriftstiicke in allen ab dem 1. Juli
2018 eingehenden Vorabentscheidungsersuchen in Bezug auf natiirliche Personen standardméifig zu anonymisieren.

— In allen anderen in den Vertrigen vorgesehenen Verfahrensarten liege die Anonymisierung verdffentlichter Verfahrens-
schriftstiicke im freien Ermessen der Unionsgerichte.

— Natiirliche Personen, die von beim Gerichtshof ab dem 1. Juli 2018 eingereichten Vorabentscheidungsersuchen betroffen
seien, und der Klager wiirden nicht gleich behandelt.

2. Das Gericht habe gegen Art. 8 der Charta der Grundrechte der Europiischen Union verstofen.

— Der Zweck der Veroffentlichung von Verfahrensschriftstiicken liege nach den Worten des Gerichtshofs darin, zu ,gewahr-
leisten, dass Biirger informiert werden und ein Recht auf transparente Gerichte haben“.

— Um diesen Zweck zu erreichen, sei es nicht erforderlich, Fassungen von Verfahrensschriftstiicken zu veroffentlichen, in
denen der Klager namentlich genannt sei, oder, hilfsweise, solche Fassungen Internetsuchdienstleistern wie Google zuging-
lich zu machen.

— Dass das Gericht diese Praxis nicht beendet habe, verstofSe gegen Art. 4 Abs. 1 Buchst. c und Art. 5 Buchst. a der Verord-
nung (EG) Nr. 45/2001 des Europdischen Parlaments und des Rates ('), hilfsweise gegen Art. 4 Abs. 1 Buchst. c und Art. 5
Buchst. a der Verordnung (EU) 2018/1725 des Europdischen Parlaments und des Rates (?).

(") Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2000 zum Schutz natiirlicher Personen bei der Ver-
arbeitung personenbezogener Daten durch die Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft und zum freien Datenverkehr (ABL L 8, 12.1.2001, S.
1

(*) Verordnung (EU) 20181725 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2018 zum Schutz natiirlicher Personen bei der Verar-
beitung personenbezogener Daten durch die Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung
der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 und des Beschlusses Nr. 1 247%2002/EG (ABL.L 295,21.11.2018, S. 39).

Klage, eingereicht am 1. Mirz 2019 — Bulgarian Energy Holding u. a. Kommission
(Rechtssache T-136/19)
(2019/C 164/57)
Verfahrenssprache: Englisch
Parteien

Klagerinnen: Bulgarian Energy Holding EAD (Sofia, Bulgarien), Bulgartransgaz EAD (Sofia), Bulgargaz EAD (Sofia) (Prozessbevollmich-
tigte: Rechtsanwalt K. Struckmann, M. Powell und A. Kadri, Solicitors)

Beklagte: Europiische Kommission

Antrige
Die Klagerinnen beantragen,

— die in Abschnitt 3.6 der Klageschrift einzeln angefithrten prozessleitenden Malnahmen oder Mafinahmen der Beweisaufnahme
sowie sonstige entsprechende Mafinahmen, die das Gericht fiir erforderlich hilt, zu erlassen,
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— den Beschluss C(2018) 8806 final der Kommission vom 17. Dezember 2018 in einem Verfahren nach Art. 102 AEUV (AT.39849
— BEH Gas) ganz oder teilweise fiir nichtig zu erkldren;

— die verhidngte Geldbufe fiir nichtig zu erkliren oder herabzusetzen;

— der Beklagten die Kosten aufzuerlegen.

Klagegriinde und wesentliche Argumente
Die Klage wird auf sieben Griinde gestiitzt:
1. Die Beklagte habe durch Verletzung wesentlicher Formvorschriften die Verteidigungsrechte der Klagerinnen verletzt.

2. Die in dem angefochtenen Beschluss enthaltene Definition des relevanten Marktes sei mit Rechts- und Sachverhaltsfehlern, der
unterlassenen Durchfithrung einer Marktanalyse und einem Begriindungsmangel behaftet.

3. Die in dem angefochtenen Beschluss getroffene Feststellung, die Bulgargaz EAD als eine der Kldgerinnen oder die Klagerinnen
gemeinsam nahmen eine beherrschende Stellung auf dem Markt fiir Kapazitdtsdienstleistungen ein, sei mit Rechtsfehlern und
Fehlern bei der Wiirdigung des Sachverhalts behaftet.

4. Der angefochtene Beschluss verstole dadurch gegen die EU-Vertrdge, dass angesichts seiner fehlerhaften Anwendung des
Rechts und Wiirdigung des Sachverhalts nicht hinreichend nachgewiesen sei, dass die in dem angefochtenen Beschluss
beschriebenen Verhaltensweisen gegen Art. 102 AEUV verstiefSen.

5. Die in dem angefochtenen Beschluss getroffene Feststellung zur Dauer der vermeintlichen Verletzung sei mit Rechtsfehlern und
Fehlern bei der Wiirdigung des Sachverhalts behaftet.

6. Durch Annahme eines Beschlusses nach Art. 7 der Verordnung (EG) Nr. 1/2003 des Rates vom 16. Dezember 2002 (') sei in
dem Verfahren gegen die EU-Vertrige verstoffen worden.

7. Die Geldbufe sei fiir nichtig zu erkldren oder herabzusetzen, da die Leitlinien der Beklagten zur Festsetzung von GeldbufSen in
dem angefochtenen Beschluss nicht eingehalten worden seien. Hilfsweise sei sie im Rahmen der Befugnis des Gerichts zu unbe-
schrankter Nachpriifung gemif$ Art. 261 AEUV deshalb fiir nichtig zu erkliren oder herabzusetzen, weil sie in Bezug auf das
mit ihr geahndete Verhalten in jeder Hinsicht unverhéltnismafig sei.

(") Verordnung (EG) Nr. 1/2003 des Rates vom 16. Dezember 2002 zur Durchfithrung der in den Artikeln 81 und 82 des Vertrags niedergelegten
Wettbewerbsregeln (ABL L 1 vom 4.1.2003, S. 1).



	Rechtssache T- 136/19: Klage, eingereicht am 1. März 2019 — Bulgarian Energy Holding u. a./Kommission

